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Haftung & Sportunfälle
OLG Brandenburg entscheidet zu Sportunfällen: Wann haften Verein oder Trainer?
OLG Brandenburg, Urteil 11.03.2025 [Aktenzeichen 6 U 61/24]

Sportunfälle gehören bei manchen Sportarten

zum Alltag. Hier können sich auch Haftungsri-

siken für den Verein ergeben. Welche Krite-

rien konkret gelten, zeigt ein Fall, der dem

OLG Brandenburg zur Entscheidung vorlag.

Um diesen Fall ging es beim OLG

Ein 14-jähriger Judo-Sportler fiel beim Training

mit einem älteren Trainingspartner auf seinen

ausgestreckten Arm und verletzte sich erheb-

lich.

Er verklagte den Verein auf Schmerzensgeld

und Schadenersatz. Die Begründung lautete,

dass die Trainer hätten nicht zulassen dürfen,

dass er mit einem schwereren, älteren, stärke-

ren und kampferfahreneren Mitglied kämpfte.

Die Trainer hätten ihre Aufsichts- und Fürsor-

gepflicht grob verletzt, weil sie nicht eingrif-

fen. Die erlittenen Verletzungen beruhten auf

Regelverstöße des Trainingspartners. Sie seien

sehr selten und nicht judotypisch.

So entschied das OLG

Das OLG Brandenburg hat die Klage abgewie-

sen (Urteil vom 11.03.2025, Az. 6 U 61/24).

Keine Gefährdungshaftung

Das OLG hat zunächst klargestellt, dass beim

Trainingsbetrieb eines Sportvereins keine sog.

Gefährdungshaftung vorliegt.

Wichtig Bei einer Gefährdungshaftung

kommt es nicht auf ein Verschulden an. Sie

betrifft erlaubte Tätigkeiten, die zwangsläufig

zu einer gewissen Gefährdung führen, wie

z. B. beim Betrieb eines Fahrzeugs oder dem

Halten eines Tieres. Eine solche Gefährdungs-

haftung greift für den Trainingsbetrieb von

Sportvereinen nach Ansicht des OLG aber

nicht, weil dafür eine spezialgesetzliche

Grundlage fehlt.

Folge: Die Haftung für Schäden, die aus dem

Sportbetrieb entstehen, ist also verschuldens-

abhängig. Dem Verein muss deswegen nach-

gewiesen werden, dass er seine Sorgfalts-

pflichten vernachlässigt hat.

Wie ist es um die Fürsorgepflichten des Ver-

eins bestellt?

Das OLG begründet die Fürsorge- und Organi-

sationspflichten des Vereins nicht aus dem all-

gemeinen Haftungsrecht (§ 823 BGB), sondern

aus dem Mitgliedschaftsverhältnis, also einer

schuldrechtlichen Verpflichtung. Aus dem ver-

einsrechtlichen Mitgliedschaftsverhältnis folgt

die Verpflichtung jeder Partei, sich so zu ver-

halten, dass Person, Eigentum und sonstige

Rechtsgüter des anderen Teils nicht verletzt

werden.

Das gilt v. a. dann, wenn die Beteiligten dem

anderen Teil eine gesteigerte Einwirkung auf
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ihre Belange gestatten und daher in einem hö-

heren Maße als sonst auf Wahrung und Schutz

ihrer Rechtsgüter durch den anderen Teil ver-

trauen bzw. zu vertrauen gezwungen sind. Da-

bei sind Umfang und Inhalt von Schutzpflich-

ten nicht einheitlich für alle Schuldverhält-

nisse bestimmbar. Sie hängen vielmehr vom

Zweck, der Verkehrssitte und den Anforderun-

gen des „redlichen Geschäftsverkehrs“ ab.

Welche Sicherungsmaßnahmen muss ein
Verein treffen?

Im Grundsatz gilt für Schuldverhältnisse, dass

nicht für alle denkbaren Schäden Vorsorge ge-

troffen werden muss. Es müssen nur die Vor-

kehrungen getroffen werden, die geeignet

sind, die Schädigung des Vertragspartners ab-

zuwenden. Dieser „im Verkehr erforderlichen

Sorgfalt“ (§ 276 Abs. 2 BGB) ist deshalb ge-

nüge getan, wenn im Ergebnis ein Sicherheits-

grad erreicht ist, den die in dem entsprechen-

den Bereich herrschende Verkehrsauffassung

für erforderlich hält.

Daher reicht es aus, die Sicherheitsvorkehrun-

gen zu treffen, die ein verständiger, umsichti-

ger, vorsichtiger und gewissenhafter Mensch

für ausreichend halten darf, um andere vor

Schäden zu bewahren, und die ihm den Um-

ständen nach zuzumuten sind.

Verein muss Sportler nicht vor typischen Ge-

fahren schützen

Für die sportliche Betätigung in Vereinen ist

anerkannt, dass die Fürsorgepflicht des Ver-

eins die Verpflichtung umfasst, die mit der

Sportausübung verbundenen Gefahren zu be-

obachten und zu beherrschen. Das bedeutet

nicht, dass ein Verein sämtliche Risiken mini-

mieren und dass die Sportausübung völlig ge-

fahrenfrei vonstattengehen muss.

Der Verein muss die Sportausübenden v. a.

nicht vor den typischerweise entstehenden

Gefahren schützen. Er muss lediglich all das

verhindern bzw. unterlassen, was zu einer

über die ohnehin typischen Risiken hinausge-

henden zusätzlichen Gefährdung der Sportler

beiträgt.

Umfang der Pflichten hängt von mehreren

Kriterien ab

Welche Pflichten danach bestehen, hängt vom

Einzelfall ab. Hier spielt v. a. die Sportart eine

Rolle, aber auch die konkreten Übungen, das

Alter, die Erfahrung und der Leistungs- und

Trainingsstand der Sportler. Weitere Maß-

stäbe sind außergesetzliche Vorgaben wie z. B.

einschlägige DIN-Normen, Unfallverhütungs-

vorschriften und Regelungen der Sportver-

bände.

Im Fall der Beteiligung Minderjähriger gelten

zudem neben den allgemeinen Organisations-

pflichten des Vereins erhöhte Aufsichts- und

Schutzpflichten.

Die Pflichten des Vereins im Judosport

Das OLG hat die sportartspezifischen Schutz-

pflichten des Vereins für den Judo-Sport kon-

kretisiert.
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Training mit Alters- und Leistungsmischung

war keine Pflichtverletzung

Keine Pflichtverletzung sah es darin, dass der

Verein das Training so organisiert hatte, dass

in Alter, Gewicht, Erfahrung und sportlichen

Fähigkeiten überlegene, erwachsene Trai-

ningspartner auch an dem Training teilnah-

men, das der Altersgruppe bis 18 Jahre offen-

steht.

Das Gericht verweist hier auf das Gutachten

eines von der Vorinstanz beauftragten Sach-

verständigen. Danach gibt es im Judo keinen

Grundsatz, dass ein Judoka einen anderen Ju-

doka aufgrund Alters, Gewichts, Erfahrung

und Gürtelrang nicht zu einem Übungskampf

auffordern darf. Es sei sogar üblich, dass Ju-

doka unterschiedlichen Alters, Gewichts und

Graduierung miteinander trainierten und

Randoris kämpften.

Was steht in der Wettkampfordnung des

Deutschen Judo Bundes?

Auch in den regulären Wettkämpfen träfen Ju-

doka mit sehr unterschiedlichem Kenntnis-

und Erfahrungsschatz aufeinander. Das lasse

die Wettkampfordnung des Deutschen Judo

Bundes ab dem gelben Gürtel in allen Alters-

und Gewichtsklassen ab 13 Jahre zu.

Der Verein war deshalb nicht verpflichtet,

durch seine Trainer dafür zu sorgen, dass es

nicht zu einem Randori zwischen dem Erwach-

senen und dem minderjährigen Judoka kom-

men würde.

Handeln eines Mitglieds ist dem Verein
nicht zuzurechnen

Das OLG hat ferner klargestellt, dass das Ver-

halten des Sportlers dem Verein nicht zuzu-

rechnen ist. Er hat als Vereinsmitglied teilge-

nommen, nicht als Trainer oder Übungsleiter,

war also nicht „Erfüllungsgehilfe“ des Vereins

(§ 278 BGB).

Wichtig Bei Regelverstößen kommt deshalb

eine persönliche Haftung des Sportlers in-

frage, der den anderen Sportler verletzt hat.

Dessen Verhalten kann – sofern es überhaupt

zu beanstanden ist – nur dann eine Pflichtver-

letzung des Vereins darstellen, wenn

 der Trainer diese Gefahrensituation wahr-

genommen hat und nicht eingeschritten

ist oder

 wenn er sie infolge einer Pflichtverletzung

nicht wahrgenommen hat.

Pflichtverletzung durch Nichtbeaufsichtigen

des Kampfes?

Das OLG sah auch keine Pflichtverletzung des

Vereins darin, dass die Trainer den Vorgang

hätten beobachten und bei Bedarf einschrei-

ten müssen. Denn der Übungskampf fand im

Rahmen eines altersgemischten Gruppentrai-

nings statt, bei dem eine Einzelbetreuung of-

fenkundig nicht vorgesehen und im Hinblick

auf das Alter des verletzten Jugendlichen und

seiner Kampferfahrung auch nicht notwendig

war.

Auch eine laufende Beobachtung durch den

Verein war nicht erforderlich, weil es sich um
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einen Übungskampf mit reduziertem Körper-

krafteinsatz handelte und das bei Judo übliche

allgemeine Rücksichtnahmegebot und die

Wettkampferfahrung des Jugendlichen das

nicht erforderte. Zudem hätte der Trainer

seine Aufsichtspflichten dann gegenüber den

anderen Trainierenden nicht ausreichend

wahrnehmen können. Es gab also keinen An-

lass für eine ständige Beobachtung des

Übungskampfes.

Kein regelwidriges Verhalten des Kampfpart-

ners

Das Gericht sah auch keine Anhaltspunkte für

ein regelwidriges Verhalten des Trainingspart-

ners. Selbst wenn der Trainingspartner regel-

widrig vorgegangen wäre (indem er dem Ju-

gendlichen durch Anwendung eines Hebelgrif-

fes Schmerzen zugefügt hätte), wäre dieses

Verhalten dem Verein nicht zuzurechnen, weil

der Trainingspartner eben nicht als Erfüllungs-

gehilfe des Vereins (§ 278 BGB) gehandelt hat.

Wann verletzt ein Trainer seine Pflichten?

Die Trainer dagegen sind Erfüllungsgehilfe des

Vereins. Das OLG hat deswegen auch geprüft,

ob ihr Verhalten eine Pflichtverletzung be-

gründen konnte.

Engmaschige Überwachung angezeigt?

Eine dem Verein zuzurechnende Pflichtverlet-

zung könnte sich nur dann ergeben, wenn der

Trainer die Schmerzbekundungen hätte wahr-

nehmen und ihn das zum Einschreiten hätte

veranlassen müssen.

Das konnte das Gericht nicht feststellen. Es

bestand kein Anlass für eine engmaschige

Überwachung des Randoris. Es war auch nicht

ersichtlich, dass die Schmerzbekundungen des

Jugendlichen so laut waren, dass der Trainer

sie hätte wahrnehmen müssen. Auch dass der

Kampfpartner regelwidrig auf die rechte

Schulter des Teenagers gefallen war und

dadurch die Verletzung verursacht hatte, be-

gründete keine Pflichtverletzung des Vereins.

Teenager war situativ nicht überfordert

Zwar kann die situative Überforderung eines

Sportschülers durch Konfrontation mit Lehrin-

halten, für die ihm die Grundlagen fehlen, zu

einer Haftung des Vereins führen. Dass dem

Jugendlichen die entsprechenden Grundlagen

fehlten, war aber vor dem Hintergrund seiner

Wettkampferfahrung nicht anzunehmen.

Die entsprechende Haftung träfe aber ohne-

hin nicht den Verein, der den Einsatz dieser

Technik offenkundig nicht veranlasst hatte,

sondern allenfalls den Trainingspartner. Eine

Pflichtverletzung des Vereins könnte nur darin

bestehen, dass der Trainer Anhaltspunkte da-

für hatte, dass der Streithelfer eine Technik

einsetzen würde, die nicht erlaubt war und er

das nicht verhindert hatte.

Kein Anscheinsbeweis für Pflichtverletzung

des Trainers

Soweit entsprechende Zeugenaussagen feh-

len, käme ein Anscheinsbeweis infrage. Das

würde aber voraussetzen, dass ein typischer

Geschehensablauf vorlag, d. h. ein bestimmter
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Sachverhalt, der nach der allgemeinen Le-

benserfahrung auf eine bestimmte Ursache o-

der auf einen bestimmten Ablauf als maßgeb-

lich für den Eintritt einer bestimmten (Unfall-

)Folge hinweist. Eine solche Typizität der Be-

wegungsabläufe bei Übungswettkämpfen in

Kampfsportarten wie Judo sah das Gericht

nicht.

Das war nach seiner Auffassung in diesem Fall

auch ohne Belang. Es ließ sich nämlich auch

dazu kein Fehlverhalten der Trainer feststel-

len. Der Verein konnte nämlich keine organi-

satorischen Maßnahmen zur Abwendung der

konkreten Gefahr ergreifen (wie z. B. durch

Abpolsterung von Wänden und Pfosten). Es

war nicht nachweisbar, dass die Trainer im

laufenden Randori die Verletzung hätten ver-

hindern können. Es war auch nicht vorstellbar,

dass die Trainer während des Wurfes den

Kampf noch hätten abbrechen oder beeinflus-

sen können.

FAZIT Die Entscheidung des OLG Branden-

bufg zeigt anschaulich, welche Haftungs-

grundsätze bei Sportunfällen gelten. Es

kommt dabei wesentlich auf die konkrete

Sportart, das Alter und den Leistungsstand

der Sportler an. Zur Haftungsvermeidung ist

daneben wichtig, dass der Verein die sport-

spezifischen Regelwerke und – so solche

vorliegen – technische Normen beachtet.


